
Von den Reichen nehmen

Sie werden sich sicherlich fragen, 
wer das alles bezahlen soll, be-
sonders in Zeiten der Corona- 
Pandemie, die zahlreiche Men-
schen an den Rand des Ruins und 
darüber hinaus getrieben hat. 
Daher haben wir ein Steuerkon-
zept mit einer Umverteilung von 
oben nach unten ausgearbeitet.

Wir wollen eine Steuer auf Ver-
mögen von über 1 Mio. Euro und 
eine angemessene Erbschafts-
steuer einführen sowie Steuer-
hinterziehung und Steueroasen 
stärker bekämpfen.

Die größte Krise seit Jahrzehn-
ten können wir nur überwinden, 
wenn die Lasten gerecht verteilt 
werden und es nicht zu einer 
noch stärkeren sozialen Spaltung 
kommt. Deshalb fordern wir zu 
diesem Zeck eine einmalige Ver-
mögensabgabe ab 2 Mio. Euro 
Nettovermögen.

Lehren aus Afghanistan

Gelder zur Lösung der Corona- 
und der Klimakrise sowie für so-
ziale Verbesserungen würden 
auch frei, wenn das unsinnige 
Ziel, den Rüstungshaushalt auf 
70 Mrd. Euro zu erhöhen aufge-
geben würde. Die NATO gibt be-
reits jetzt vierfach mehr für Rüs-
tung aus als Russland und China.

Die Niederlage der NATO in Af-
ghanistan zeigt, dass nicht DIE 
LINKE ihre Politik ändern muss, 
sondern die anderen Bundes-
tagsparteien, die seit 20 Jahren 
den Einsatz der Bundeswehr dort 
unterstützen. 200.000 Men-
schen wurden getötet, über 2000 
Mrd. Dollar von den NATO-Staa-
ten ausgegeben, mit dem Ergeb-
nis, dass die Taliban an die Macht 
zurückgekehrt sind. Die Lage in 
Afghanistan wurde schön gere-
det und bis vor kurzem Flüchtlin-
ge aus Afghanistan dorthin abge-
schoben. Nicht nur Bundeswehr-
Mitarbeiter wurden im Stich ge-
lassen, sondern tausende Men-
schen, die an die Versprechen 
der Besatzungsmächte glaubten 
und sich für Demokratie, Gleich-
heit der Geschlechter und Men-
schenrechte eingesetzt haben. 
2015 dürfe sich nicht wiederho-
len, tönt es schäbig bei Union und 
AFD.

Eine solche Politik würde ich 
im Bundestag zusammen mit 
meiner Fraktion entschieden ab-
lehnen. Ich würde als ihr Abge-
ordneter für eine soziale, ökolo-
gische, friedliche und von den In-
teressen der Großkonzerne un-
abhängige Politik kämpfen. 

Deshalb geben sie am 26.9. 
beide Stimmen der LINKEN.

Maximilian Peter, Kandidat der LINKEN im 
Wahlkreis 171 Marburg
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Dem lag die feste Überzeugung zugrunde, dass sie 
die einzige Partei ist, die für die großen Probleme 
unserer Zeit Lösungsansätze hat, die nicht auf 
Kosten der Armen, der Arbeitnehmer*innen und 
der Mittelschicht gehen.
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Sozial und
klimagerecht
aus der Krise
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In Krisenzeiten kommen Probleme 
ans Licht, die vorher verdrängt 
oder verharmlost wurden. Die 
Überschwemmungskatastrophe 
vom Juli, aber auch die Rekord-
hitze und die Brände im Mittel-
meerraum und den USA machen 
uns bewusst, dass es nicht reicht, 
Abhilfe für die Klimakrise zu ver-
sprechen, sondern dass sofort Ta-
ten folgen müssen.

Dabei kommt es darauf, dass 
nicht nur global, sondern auch in 
unserem Land, an erster Stelle die 
Hauptverursacher in die Verant-
wortung genommen werden.

Im Kampf gegen den von Men-
schen gemachten Klimawandel 
setzen wir auf Klimagerechtigkeit 
und nicht auf grün lackierten Kapi-
talismus. Wir kämpfen dafür, dass 
Deutschland 2035 klimaneutral 
wird, also mindestens 80 Prozent 
der CO -Emissionen eingespart 2

werden. Dafür wollen wir die gro-
ßen Konzerne entmachten, einen 
verbindlichen CO -Ausstiegspfad 2

festlegen und gleichzeitig für die 
soziale und wirtschaftliche Absi-
cherung der Beschäftigten und Re-
gionen sorgen, die durch den Um-
bau der Wirtschaft betroffen wä-
ren.

Wir wollen einen schnelleren 
Wechsel zu erneuerbaren Energi-
en und bereits bis 2030 einen Aus-
stieg aus der Kohle. Wir fordern ei-
ne Energiewende in Bürgerhand, in 
öffentlichem oder genossen-
schaftlichem Eigentum.

Dabei muss aber auch klar sein, 
dass kleine Einkommen vor höhe-
ren Energiepreisen und Warmmie-
ten geschützt werden müssen. Bis 
zu einem durchschnittlichen Ver-
brauch von Strom, Wasser und 
Heizenergie wollen wir preisgüns-
tige Sockeltarife schaffen.

All das ist das Mindeste, wenn 
wir den kommenden Generatio-
nen einen lebenswerten Planeten 
hinterlassen wollen.

Gesund ohne Profit

Die Corona-Krise hat ein Schlag-
licht auf die wachsende soziale Un-
gleichheit geworfen. Viele Men-
schen fragen sich, warum die Be-
schäftigten, die den Laden wäh-
rend der Krise am Laufen hielten, 
etwa in der Pflege, bei den Post- 
und Lieferdiensten und im Einzel-
handel, schlecht bezahlt und meist 
unterbesetzt sind. Auf der anderen 
Seite wurden Reiche während der 
Krise noch reicher. 

Es zeigte sich, dass das Risiko zu 
sterben und schwer zu erkranken 
in den niedrigen Einkommens-
gruppen erheblich höher ist. Kin-
der aus benachteiligten Familien 
wurde das Lernen durch Home-
schooling zusätzlich erschwert. 

Und es zeigte sich, dass die Kür-
zungen und Privatisierungen im 
Gesundheitsbereich das System 
an seine Grenzen gebracht haben. 
Der Personalmangel an den Klini-
ken muss beseitigt und die Pfle-
ger*innen besser bezahlt werden. 
Durch eine Krankenversicherung, 
in die alle Menschen - auch die Rei-
chen - einzahlen, kann ein solidari-
sches Gesundheitswesen ohne 
Zuzahlungen finanziert werden. 
Und die Kliniken gehören in öffent-
liche oder gemeinnützige Hand. 
Behandlungen sollen nicht erfol-
gen, damit der Profit stimmt, son-
dern Kranke geheilt werden. Des-
halb muss auch unser Klinikum 
wieder zurück zum Land. Ich rufe 
alle auf, die Petition dazu an den 
Landtag zu unterschreiben.

Für ein soziales Land

Als ihr Bundestagsabgeordneter 
werde ich aber nicht nur für die 
jungen Menschen und zukünftigen 
Generationen kämpfen, sondern 
auch für diejenigen, die mit ihrer 
harten Arbeit den Reichtum unse-
res Landes schaffen.

Deswegen ge-
hört auch der 
a u s b e u t e r i -
sche Niedrig-
lohnsektor, der 
sich durch die 
verheerenden 
“Soz ia l re fo r-
men” der rot-
grünen Regie-
rung unter Ger-
hard Schröder 
in Deutschland 
ausgebre i tet  
h a t ,  a b g e-
schafft. 

Deswegen brau-
chen wir einen 
M i n d e s t l o h n  
von wenistens 
13 Euro, Tarif-
bindung in allen 
Unternehmen 
und Branchen 
und ein Ende 
von grundlos befristeten Arbeits-
verträgen. Mit Lohndumping durch 
Leiharbeit und Werkverträge muss 
endlich Schluss sein.

Damit auch neben der Arbeit 
Zeit für Familie, Hobbys und eh-
renamtliche Arbeit bleibt, setzten 
wir uns für eine 4-Tage-Woche ein. 
Um der Volkskrankheit Burn-out 
etwas entgegen zu setzten, ist es 
notwendig, eine für Unternehmen 

bindende Anti-Stress-Verord-
nung einzuführen. 

Überlegungen, das Rentenein-
trittsalter auf 68 Jahre zu erhö-
hen, lehnen wir grundsätzlich ab, 
zumal die Menschen in der nied-
rigsten Einkommensgruppe im 
Durchschnitt 11 Jahre früher ster-
ben als die in der höchsten. Wer 
vierzig Jahre gearbeitet hat, sollte 
mit 60 Jahren in die Rente eintre-

ten können, spätestens aber mit 
65 Jahren. 

Eine gute Rente bedeutet aber 
auch, dass Menschen nicht in 
Mülleimern nach Pfandflaschen 
suchen müssen, um über die 
Runden zu kommen. Deswegen 
muss das Rentenniveau wieder 
auf 53 Prozent angehoben und ei-
ne solidarische Mindestrente von 
1.200 Euro eingeführt werden. 

Für die Kosten der Krisen 
müssen die Reichen aufkommen!
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